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Alles da, alles nah?

Infrastruktur. Schulen, Krankenhäuser, Nahverkehr – der Staat muss den Bürgern grundsätzliche Dinge des Lebens 
bereitstellen. Wie gut diese Daseinsvorsorge in den fast 11.000 Gemeinden in Deutschland ist, hat das IW nun erst-
mals ermittelt. Im Interview erklärt Matthias Diermeier, Leiter des Kooperationsclusters Demokratie, Gesellschaft, 
Marktwirtschaft, was eine gute Versorgung ausmacht, an welchen Stellen es mehr Realismus und Ehrlichkeit braucht 
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Arbeitsmarkt
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Die Grundschule um die Ecke, der 
Hausarzt nicht weit weg und der 
nächste Bahnhof zehn Minuten mit 
dem Auto entfernt – die Nähe zu 
lebenswichtigen Einrichtungen und 
Dienstleistungen hat einen großen 
Einfluss auf den Alltag und das 
Wohlbefinden der Menschen. Für 
solche grundsätzlichen Bedarfe ist 

Gut versorgt

Infrastruktur. Gesundheit, Bildung, Mobilität – viele Grundbedürfnisse der 
Menschen deckt der Staat ab. Wie gut das im Einzelnen gelingt, hat das IW nun 
erstmals ermittelt. Mit den Eindrücken der Bundesbürger deckt sich das objek-
tive Angebot vor Ort nicht immer. Die Unzufriedenen sind aber nur unter den 
AfD-Anhängern in der Mehrheit.

der Staat verantwortlich. Im Fachjar-
gon spricht man dabei von Daseins-
vorsorge. 

Wie es um die Daseinsvorsorge in 
den knapp 11.000 Gemeinden in 
Deutschland steht, hat das IW nun 
erstmals systematisch erfasst. Dazu 
haben die Forscher 17 Indikatoren 
aus den Bereichen Gesundheit, 

Bildung, Mobilität, Freizeit und 
Digitales analysiert und die Erreich-
barkeit für die Menschen vor Ort 
ermittelt. Ein Ergebnis daraus: 

Die Daseinsvorsorge ist vor 
allem in Städten und urbanen 
Räumen gut. 

Unter den am besten versorgten 
Gemeinden finden sich mit Frankfurt 

Quellen: Bilendi, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Rest zu 100: weiß nicht
Daseinsvorsorge: staatliche Aufgabe, Güter und Leistungen bereitzustellen, die für ein menschliches Dasein notwendig sind – zum Beispiel in den Bereichen Bildung, Gesundheit und Mobilität

Daseinsvorsorge: Unzufriedenheit an den politischen Rändern
So viel Prozent der Anhänger dieser Parteien finden, dass die ö�entliche Daseinsvorsorge in ihrem 
unmittelbaren Wohnumfeld zuverlässig funktioniert
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am Main, Berlin, Bonn, Stuttgart und 
Hannover diverse Metropolen und 
Großstädte. Ebenso weisen nahe 
gelegene Gemeinden wie Haar bei 
München, Offenbach und Eschborn 
in der Nähe von Frankfurt oder 
Böblingen bei Stuttgart einen sehr 
guten Grad an Versorgung auf. Es 
gibt aber auch einige positive 
Überraschungen abseits der Metro-
polen. So landen Memmingen im 
Allgäu und Friedrichroda im Thürin-
ger Wald im deutschlandweiten 
Vergleich auf den vorderen Rängen.

Beim Blick auf die Flächenbun-
desländer – die Stadtstaaten liegen 
ohne ländliche Räume insgesamt 
vorn – ist die Versorgung im Westen 
des Landes am besten:

In Nordrhein-Westfalen schaf-
fen es 86 Prozent der Gemeinden in 
die Vorsorgekategorien sehr gut 
oder gut.

Dagegen sind die ländlich gepräg-
ten Bundesländer Mecklenburg- 
Vorpommern, Rheinland-Pfalz und 
Brandenburg in Summe eher 
schlecht versorgt.

Ein klassisches Ost-West-Gefälle 
gibt es bei der Daseinsvorsorge in 
den Städten nicht. Der Osten kann 
sogar punkten, denn 30 Prozent der 
Städte dort sind sehr gut versorgt, 
unter den westdeutschen Städten 
gilt dies nur für knapp 20 Prozent.

Das IW hat sich in seiner Auswer-
tung nicht auf die objektive Analyse 
beschränkt, sondern auch die 
Bundesbürger befragt, wie sie die 
eigene Versorgungslage bewerten. 
Die grundsätzliche Einschätzung 
deckt sich mit den erhobenen Daten:

Mehr als jeder zweite Bundes-
bürger bewertet die Daseinsvor-
sorge vor Ort positiv, nur jeder 
Vierte ist unzufrieden.

Unterschiede in der Bewertung 
gibt es zwischen Stadt und Land. Gut 
55 Prozent der Bundesbürger, die im 
städtischen Raum leben, sind 
zufrieden mit der Versorgungslage in 

ihrem unmittelbaren Wohnumfeld. 
Auf dem Land beträgt dieser Anteil 
nur gut 45 Prozent.

Besonders deutlich sind die 
Differenzen in den Bereichen Digita-
les und Mobilität – hier beträgt der 
Abstand 16 bis 17 Prozentpunkte 
(Grafik). Einzig in der Bildung sind 
die Menschen in ländlichen Regionen 
zufriedener. Dieses Themengebiet 
bewerten Städter für sich mit 
Abstand am schlechtesten. Qualitäts-
defizite und Kapazitätsengpässe, 
zum Beispiel für Betreuungsplätze in 
Kitas, scheinen sich stark negativ 
auszuwirken.

Schaut man auf die einzelnen 
Indikatoren, sind die Menschen 
sowohl in der Stadt als auch auf dem 
Land in unterschiedlicher Ausprä-
gung am meisten zufrieden mit der 
Erreichbarkeit von Apotheken und 
der Anbindung an eine Autobahn. 
Die wenigsten Landbewohner geben 
dem öffentlichen Nahverkehr gute 
Noten, nur gut jeder Vierte ist mit der 
Versorgung in seinem Wohnumfeld 
zufrieden. 

Bezieht man die Parteipräferen-
zen der Bundesbürger in die Betrach-
tung mit ein, fällt eine Gruppe mit 
besonders vielen negativen Bewer-
tungen auf (Grafik Seite 2):

39 Prozent der AfD-Anhänger 
halten ihre Daseinsvorsorge am 
Wohnort für nicht zuverlässig, nur 
26 Prozent sagen, dass sie gut 
funktioniert.

Damit sind sie die einzigen 
Parteianhänger, die die Daseinsvor-
sorge mehrheitlich schlecht bewer-
ten. Ebenfalls schlecht schätzen die 
Anhänger der Linkspartei die eigene 
Versorgung ein (30,8 Prozent).

Unter den Unterstützern der 
Parteien der politischen Mitte 
herrscht dagegen Einigkeit – zwi-
schen 48 und 51 Prozent sind der 
Meinung, die öffentliche Daseins- 
vorsorge funktioniere in ihrem 
Wohnumfeld zuverlässig.

Städter fühlen sich 
besser versorgt  

So viel Prozent der Bundesbürger in 
diesen Räumen sind eher oder sehr 
zufrieden mit der Versorgungslage in 
ihrem unmittelbaren Wohnumfeld in 
diesen Bereichen

Quellen: Bilendi, 
Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Befragung von 5.455 Personen im Juni und Juli 2025
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Interview. Staatliche Daseinsvorsorge ist ein wich-
tiger Bestandteil des Lebens der Bundesbürger. Im 
iwd-Interview erklärt Matthias Diermeier, Leiter 
Kooperationscluster Demokratie, Gesellschaft, Markt-
wirtschaft im IW, wie eine gute Versorgung aussieht, 
mit welchen Problemen die Kommunen zu kämpfen 
haben und an welcher Stelle mehr Ehrlichkeit in der 
Debatte um die Daseinsvorsorge notwendig ist.

„Manche haben die 
Pessimismus-Brille auf“

Herr Diermeier, was hat Sie dazu veranlasst, den 
neuen Daseinsvorsorge-Index zu erstellen?

Wir haben in Deutschland seit vielen Jahren eine 
Diskussion um die Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse, aber eine unscharfe empirische Grundlage dazu. 
Zwar machen verschiedene Bundesministerien alle paar 
Jahre aufwendige Gutachten zu dem Thema. Aber die 
Betrachtungsebene ist immer die von Landkreisen und 
kreisfreien Städten. Alle, die schon einmal in einem 
Landkreis gewohnt haben, wissen, dass es etwas völlig 
anderes ist, ob ich dort in der Kreisstadt wohne oder eine 
halbe Stunde entfernt auf dem Dorf. Die Angebote der 
Daseinsvorsorge lassen sich kaum miteinander verglei-
chen. Diese Lücke wollten wir füllen und haben mit 
großem Aufwand die Versorgungslagen in allen knapp 
11.000 Kommunen in Deutschland vermessen.

Was macht eine gute Daseinsvorsorge aus?
Im Wesentlichen sind drei Aspekte ausschlaggebend 

für eine gute Versorgung. Der wichtigste ist die Erreich-
barkeit. Das ist auch unser Hauptaugenmerk. Komme ich 
zu einer Einrichtung nicht hin, kann ich sie nicht nutzen. 
Der zweite Punkt ist der Zugang. Sind aktuell keine 

Kindergartenplätze frei, nimmt der Arzt keine neuen 
Patienten auf oder ist das Schwimmbad geschlossen, 
bringt mir das nichts. Der dritte Aspekt ist die Qualität. 
Zum Beispiel ist für einen Kindergarten der Personal-
schlüssel wichtig. Schwimmbäder unterscheiden sich 
nach Sauberkeit, manche haben einen Sprungturm oder 
eine Rutsche. Anhand dieses Dreiklangs lässt sich die 
Versorgung bewerten, wobei Qualität natürlich empirisch 
besonders schwierig zu messen ist.

Neben vielen Großstädten platzieren sich auch 
einige Kleinstädte im Ranking weit vorn. Wer steht 
von den Kleinen generell gut da?

Kleinstädte oder ländliche Räume, die sehr gut an 
Großstädte oder Metropolregionen angebunden sind, 
haben Dichtevorteile. Da, wo viele Menschen leben, ist es 
für den Staat wesentlich einfacher, Infrastrukturen 
anzubieten. Das heißt, dass Mecklenburg-Vorpommern, 
Rheinland-Pfalz oder Sachsen-Anhalt deutlich schlechter 
abschneiden als das Ruhrgebiet, ist erwartbar. Das 
andere sind Städte und Landkreise, in denen ein großes 
Unternehmen seinen Sitz hat und die Gewerbesteuer- 
einnahmen entsprechend hoch sind. Diese Gemeinden 
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können es sich leisten, gewisse Dinge für ihre Bürger 
anzubieten – zumindest solange die wirtschaftliche Lage 
gut ist.

Welche Möglichkeiten und Probleme haben länd- 
liche Gebiete bei der Entwicklung ihrer Daseinsvor-
sorge?

Ländliche Gemeinden können sich zu Zweckverbän-
den zusammenschließen und Infrastrukturen inter- 
kommunal finanzieren, beispielsweise wenn es um 
Schwimmbäder, Versorgungswerke oder den ÖPNV geht. 
Das erfordert einen höheren Koordinationsaufwand, ist 
aber gut umsetzbar. Ansonsten ist die Kommunalfinan-
zierung ein Riesenproblem. Wir hatten in Deutschland im 
vergangenen Jahr ein kommunales Defizit von insgesamt 
30 Milliarden Euro, dazu kommt der riesige Investitions- 
stau. Dieses Problem wird in Zukunft leider noch größer. 

Laut Bevölkerungsprognosen schrumpft die Bevölke-
rung in ländlichen Räumen in den kommenden zehn bis 
20 Jahren teilweise um 10 Prozent. Das führt dazu, dass 
es noch schwieriger wird, die Einrichtungen zur Daseins-
vorsorge vorzuhalten. Wenn wir uns da ehrlich machen 
wollen, müssen wir in der Kommunalpolitik die Men-
schen jetzt schon auf die Konsequenzen vorbereiten. Wir 
müssen darüber sprechen, welche Einrichtungen wir 
auch aufgrund der knappen Kassen dichtmachen 
müssen und welche wir mit der nötigen Qualität weiter 
bereitstellen können.

Sie haben ja nicht nur die Daseinsvorsorge objektiv 
erhoben, sondern auch die Bundesbürger zu eben 
jener befragt. Wie fällt deren Einschätzung aus?

Was uns positiv überrascht hat, ist der geringe Anteil 
an Menschen in Deutschland, der unzufrieden mit der 
lokalen Daseinsvorsorge ist. Nur jeder Vierte gehört dazu. 
Angesichts des Pessimismus, der aktuell in Deutschland 
grassiert, ist das ein erfreuliches Ergebnis. Außerdem ist 
der Unterschied zwischen Stadt- und Landbewohnern in 
der Bewertung der Daseinsvorsorge geringer, als er in der 
Realität ist. 

AfD-Anhänger bewerten ihre Daseinsvorsorge 
deutlich schlechter, als sie objektiv ist. Woher kommt 
diese Diskrepanz?

Ein Teil der Bevölkerung bewertet den Staat enorm 
schlecht. Diese Menschen sehen alles durch eine Pessi-
mismus-Brille und haben sich von objektiven Realitäten 
weitestgehend entkoppelt. Das ist vor allem bei der 
Anhängerschaft der AfD zu beobachten. Da bildet die 
lokale Daseinsvorsorge keine Ausnahme. Man hätte 
vermuten können, dass ein AfD-Anhänger auf der lokalen 
Ebene, was Schulen, Kindergärten, Theater und so weiter 
angeht, die gleiche Wahrnehmung hat wie zum Beispiel 
der Nachbar, der CDU wählt. Dem ist aber nicht so. Ich 

bin mir unsicher, ob man diese Menschen überhaupt 
noch vom Gegenteil überzeugen kann.

Welchen Einfluss hat die Daseinsvorsorge auf die 
Einstellungen der Menschen zu Staat und Politik?

Der Einfluss ist groß, die Bewertung der Daseins- 
vorsorge ein ausschlaggebender Aspekt. Vereinfacht in 
einem Satz: Sage mir, wie zufrieden du mit der Daseins-
vorsorge bist, und ich sage dir, was du vom Staat und von 
der Demokratie hältst.

Welche Konsequenzen hat das für die politische 
Praxis?

Wir sehen, dass Parteien wie die AfD oder das BSW 
ihre gesamten Parteiprogramme um die Daseinsvorsorge 
stricken. Für die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt und bei 
der vergangenen Wahl in Rheinland-Pfalz hat gerade die 
AfD in diesen eher ländlich geprägten und schlechter 
versorgten Regionen jeden Aspekt der Daseinsvorsorge 
durchdekliniert. Der Tenor ist immer: Die politische Mitte 
lässt euch allein. Wenn ihr uns wählt, können wir alles 
bewahren. Wie das gehen soll, bleibt unklar. 

Ist eine Stärkung der Daseinsvorsorge aus Ihrer 
Sicht überhaupt realistisch?

Ein Teil des Problems ist, dass man in der Kommunal-
politik oftmals versucht, alles zu verteidigen, und auch 
alles als verteidigungswert darstellt. Da fehlt häufig die 
Kompromissbereitschaft und auch das Auseinanderset-
zen damit, was man mit den Mitteln, die zur Verfügung 
stehen, überhaupt machen kann. 

Ein weiterer Aspekt ist, dass wir in politischen Zyklen 
denken. Politiker versprechen vor Wahlen Dinge und 
verschieben kritische Entscheidungen auf die Zeit nach 
der Wahl. In Sachsen-Anhalt wird propagiert, man müsse 
sich auf keine Einschränkungen vorbereiten. Im Saarland 
will man jedes Schwimmbad erhalten. Nach den anste-
henden Landtagswahlen wird man das revidieren 
müssen.

Inwieweit hilft der Staat den Kommunen bei der 
schwierigen Aufgabe der Daseinsvorsorge?

Der Staat unterstützt die Kommunen bei der Siche-
rung der Daseinsvorsorge durch eine Vielzahl von 
Förderprogrammen – häufig auf Bundesebene. Diese 
sind jedoch zumeist thematisch vorstrukturiert und 
folgen einer wettbewerblichen Antragslogik. In der Praxis 
führt dies dazu, dass Kommunen ihre Projekte an 
Förderkriterien ausrichten. Dann steht aber im Vorder-
grund, wofür es Geld gibt, und nicht das, was vor Ort 
gebraucht wird. Wenn wir eine Versorgung anbieten 
wollen, mit der Menschen zufriedener sind, brauchen wir 
echte Subsidiarität. Dazu gehören größere lokale Gestal-
tungsspielräume und eine stärkere Orientierung an der 
Nachfrage vor Ort.
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Auch wenn die schwache Kon-
junktur inzwischen am Arbeitsmarkt 
nagt, ist die längerfristige Bilanz 
beeindruckend: Im Juni 2025 waren 
in Deutschland 16,2 Millionen Frauen 
sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt – 2,5 Millionen mehr als 2015. 

Alte Muster
Berufswahl. Ob in der Ausbildung oder im Studium – Frauen und Männer 
entscheiden sich jeweils nach wie vor häufig für bestimmte Berufe. Maßnahmen, 
um die Geschlechterklischees bereits in der Schule aufzubrechen, sind auch aus 
wirtschaftlicher Perspektive begrüßenswert.

Allerdings hat sich an den struk-
turellen Unterschieden in den 
Erwerbsbiografien kaum etwas 
geändert. Nach wie vor arbeiten 
Frauen häufiger in Teilzeit oder in 
Jobs, für die sie formal überqualifi-
ziert sind (siehe iwd 3/2026). Zudem 

gibt es noch immer Branchen, in 
denen Frauen kaum vertreten sind. 
Das liegt unter anderem daran, dass 
junge Erwachsene bei der Wahl ihres 
Ausbildungsberufs oft klassischen 
Rollenmustern folgen (Grafik):

Im Jahr 2025 waren die medizi-
nische sowie die zahnmedizinische 
Fachangestellte die beiden am 
häufigsten gewählten Ausbildungs-
berufe von Frauen – der Männer- 
anteil unter den angehenden 
Azubis in diesen Berufen betrug 
jeweils nur rund 6 Prozent.

Damit blieben die Favoriten der 
Frauen – ebenso wie der Männer- 
anteil dabei – im Vergleich zu den 
Vorjahren unverändert. 

Die jungen Männer wählten im 
vergangenen Jahr die Ausbildungen 
zum Kfz-Mechatroniker, zum Anla-
genmechaniker für Sanitär-, Hei-
zungs- und Klimatechnik sowie zum 
Elektroniker besonders häufig. Auch 
hier zeigt sich die ungleiche Ge-
schlechterverteilung: Frauen mach-
ten in diesen Berufen nur zwischen 
rund 2 und gut 6 Prozent aller 
Ausbildungsanfängerinnen und 
-anfänger aus. Zur Wahrheit gehört 
allerdings auch, dass Männer 
schlicht häufiger eine Ausbildung 
beginnen als Frauen – knapp zwei 
Drittel aller Azubis sind männlich. 

Ausbildung: Nachwuchs folgt oft alten Rollenmustern
Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge im Jahr 2025 in Deutschland 

Kra�fahrzeugmechatroniker/in

Elektroniker/in

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung
© 2026 IW Medien / iwd
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14.082

Medizinische/r Fachangestellte/r

Kaufmann/-frau für Büromanagement

So viel Prozent aller Ausbildungsanfänger waren Frauen Männer

Fachinformatiker/in

Verkäufer/in
13.314

11.586

16.680
Zahnmedizinische/r Fachangestellte/r 16.206

15.501
Verkäufer/in 9.993
Industriekaufmann/-frau 7.269

6,2

2,3

3,1
11,5
46,3

6,4
6,2

28,6
53,7
48,4

Anlagenmechaniker/in für Sanitär-, 
Heizungs- und Klimatechnik

Top-5-Ausbildungsberufe von Frauen

Top-5-Ausbildungsberufe von Männern
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Gelegentlich herrscht zwar 
Einigkeit zwischen den Geschlech-
tern – unter den am häufigsten 
gewählten Ausbildungsgängen 
finden sich die Verkäuferin/der 
Verkäufer und die Industriekauffrau/
der Industriekaufmann bei Frauen 
und Männern. Dennoch spiegeln sich 
die oft unterschiedlichen Präferen-
zen in der Berufsausbildung später 
auf dem Arbeitsmarkt wider – in 
vielen Jobs zeigen sich nach wie vor 
geschlechterspezifische Muster 
(Grafik):

Während in einigen Handwerks-
berufen wie der Bodenverlegung 
oder dem Hoch- und Tiefbau 
weniger als 3 Prozent der Beschäf-
tigten Frauen sind, beträgt ihr 
Anteil unter den Arzt- und Praxis-
hilfen rund 97 Prozent.

Ähnlich groß ist der Frauenanteil 
in der Floristik. Im Bereich Erziehung, 
Sozialarbeit und Heilerziehungspfle-
ge sind rund acht von zehn Beschäf-
tigten weiblich. 

Dass in einigen Jobs noch ein 
großes Ungleichgewicht zwischen 
Frauen und Männern besteht, liegt 
neben der Wahl der Ausbildungsstel-
le auch an der Entscheidung für 
einen Studiengang. So sind vor allem 
technische und naturwissenschaft- 
liche Fächer oft noch Männerdomä-
nen. Im Wintersemester 2024/2025 
betrug zum Beispiel der Männer- 
anteil im Maschinenbau/-wesen 
86 Prozent und in Elektrotechnik/
Elektronik 85 Prozent, die Vorlesun-
gen von Informatik, Wirtschaftsinfor-
matik und Wirtschaftsingenieur- 
wesen verfolgten jeweils zu rund vier 
Fünfteln Männer. Im Gegenzug waren 
beispielsweise in den Studiengängen 
Sozial- und Sonderpädagogik, 
Germanistik, Erziehungswissenschaf-
ten, soziale Arbeit und Psychologie 
rund acht von zehn Immatrikulierten 
Frauen.

In den meisten von Männern 
dominierten Studiengängen ist der 

Frauenanteil zwar in den vergange-
nen Jahren gestiegen, insgesamt 
unterscheiden sich Frauen und 
Männer in ihrer Berufswahl aber 
noch immer stark voneinander. 
Daran ist nichts auszusetzen, wenn 
die Wahl den jeweiligen Vorlieben 
entspricht. Dennoch gibt es aus 
gesellschaftlicher und wirtschaft- 
licher Perspektive gute Gründe dafür, 
junge Menschen zu ermutigen, die 
traditionellen Pfade zu verlassen und 
sich von stereotypen Vorstellungen 
zu lösen – zum Beispiel ist der 
Fachkräftemangel in vielen typischen 
Männer- und Frauenberufen beson-
ders stark. Mehr Bewerbungen des 
unterrepräsentierten Geschlechts 
wären in den Betrieben demzufolge 
hochwillkommen.

Die Bildungspolitik und die 
Unternehmen sollten sich also noch 
mehr darum bemühen, Geschlech-
terklischees bei der Berufswahl 

aufzubrechen – etwa in der Berufs- 
orientierung an der Schule und mit 
einer werbenden Ansprache, die sich 
nicht auf ein Geschlecht fokussiert. 
Auch das betriebliche Engagement 
zur besseren Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie, welches Frauen und 
Männer mit Kindern oder pflege- 
bedürftigen Angehörigen gleicher-
maßen in den Blick nimmt, kann 
helfen. Die Voraussetzungen dafür 
muss die Regierung mit einer gut 
ausgebauten Betreuungs- und 
Pflegeinfrastruktur schaffen. 

Berufe: Die Frauen- und Männerdomänen
Anteil der Frauen an allen sozialversicherungspflichtig Beschä�igten 
in den Berufsgruppen mit dem … in Deutschland in Prozent   

… niedrigsten Frauenanteil

Bodenverlegung

Klempnerei, Sanitär, Heizung, Klimatechnik

Hochbau

Bau- und Transportgeräteführung

Tiefbau

… höchsten Frauenanteil

Arzt- und Praxishilfe

Floristik

Verkauf drogerie- und apothekenüblicher 
Waren sowie Medizinbedarf

Hauswirtscha� und Verbraucherberatung

Erziehung, Sozialarbeit, Heilerziehungspflege

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
© 2026 IW Medien / iwd
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Stahl und Zement: EU lässt noch viel Potenzial für grüne Leitmärkte liegen

Quellen: Wyns/Kalimo/Khandekar (2024), Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Der Industrial Accelerator Act (IAA) der EU soll ab 2029 vorgeben, dass bei Au�rägen der ö�entlichen Hand bestimmte Anteile der einge-
setzten Bausto�e emissionsarm oder sogar klimaneutral produziert wurden. Gemessen am Gesamtverbrauch dieser Grundsto�e in der 
EU wären die nachgefragten Mengen allerdings recht gering. Das Ziel der EU, durch den IAA den Aufbau grüner Leitmärkte zu fördern, 
dür�e sich entsprechend nur eingeschränkt erreichen lassen. 
Verbrauch in der EU in Millionen Tonnen

Istwerte 2019

Davon durch ö�entliche Bescha�ung im Bausektor

Davon hätten so viele Millionen Tonnen emissionsarm oder klimaneutral produziert sein müssen, wenn der IAA bereits umgesetzt gewesen wäre
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3,9
2,35

149
153

Stahl Zement

Die EU-Kommission hat Anfang März einen Entwurf 
für den Industrial Accelerator Act (IAA) vorgelegt. Mit der 
geplanten Verordnung will Brüssel zuvorderst die 
europäische Industrie stärken, deren Dekarbonisierung 
voranbringen und die EU damit unabhängiger von 
geopolitischen Risiken machen. Der IAA setzt dabei 
ambitionierte Ziele (Grafik Seite 9):

Bis zum Jahr 2035 soll der Anteil der Industrie am 
Bruttoinlandsprodukt der EU von gut 14 auf 20 Pro- 
zent steigen.

Neben diesem planwirtschaftlich anmutenden 
Bestreben sieht der IAA vor, die öffentliche Beschaffung 
gezielt zur Stärkung der Nachfrage sowohl nach klima- 
freundlichen als auch nach in der EU produzierten 
Gütern einzusetzen. Konkret sind Mindestanteile für 
bestimmte Materialien vorgesehen. So sollen bei von der 

Gute Absichten sind zu wenig

Industriepolitik. Mit dem Industrial Accelerator Act plant die EU erstmals 
verbindliche Vorgaben für die Nutzung klimafreundlich hergestellter und in Eu-
ropa produzierter Güter in der öffentlichen Beschaffung. Der industriepolitische 
Nutzen des Vorhabens ist allerdings offen.

öffentlichen Hand in Auftrag gegebenen (Bau-)Projekten 
25 Prozent des eingesetzten Stahls kohlenstoffarm 
hergestellt worden sein. Bei Beton und Mörtel sieht der 
IAA vor, dass 5 Prozent sowohl emissionsarm produziert 
wurden als auch aus der EU stammen, bei Aluminium 
soll diese Quote 25 Prozent betragen.

Zusätzlich enthält der IAA auch Anforderungen bezüg- 
lich des EU-Ursprungs für Elektrofahrzeuge, Energiespei-
cher, Solartechnologien und Wärmepumpen, die öffent- 
liche Stellen im Rahmen ihrer Beschaffung nachfragen.

Ein nachvollziehbares Ziel der „made in EU“-Anforde-
rungen ist es, die heimische Industrie besser vor massiv 
subventionierter Konkurrenz aus China zu schützen. 
Allerdings sind Vorgaben zum EU-Ursprung aus Sicht des 
IW nicht die richtige Antwort. Sie dürften erstens zu 
zusätzlichen Berichtspflichten und Kontrollaufwand 



4. Juni 2026  / #12 / Seite 9IndustriepolitikIndustriepolitik

Stahl und Zement: EU lässt noch viel Potenzial für grüne Leitmärkte liegen
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Der Industrial Accelerator Act (IAA) der EU soll ab 2029 vorgeben, dass bei Au�rägen der ö�entlichen Hand bestimmte Anteile der einge-
setzten Bausto�e emissionsarm oder sogar klimaneutral produziert wurden. Gemessen am Gesamtverbrauch dieser Grundsto�e in der 
EU wären die nachgefragten Mengen allerdings recht gering. Das Ziel der EU, durch den IAA den Aufbau grüner Leitmärkte zu fördern, 
dür�e sich entsprechend nur eingeschränkt erreichen lassen. 
Verbrauch in der EU in Millionen Tonnen

Istwerte 2019

Davon durch ö�entliche Bescha�ung im Bausektor

Davon hätten so viele Millionen Tonnen emissionsarm oder klimaneutral produziert sein müssen, wenn der IAA bereits umgesetzt gewesen wäre
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2,35

149
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Stahl Zement

führen – also zu noch mehr Bürokratie. Zweitens ist 
absehbar, dass die öffentlich beschafften Güter teurer 
werden, da die im IAA benannten Produkte in Europa 
häufig zu höheren Kosten produziert werden als in 
anderen Ländern außerhalb Chinas.

Außerdem schießt das Bemühen um eine Verringe-
rung der strategischen Abhängigkeiten vom Ausland teils 
übers Ziel hinaus. So ist die hohe Abhängigkeit von chi- 
nesischen Solarmodulen nicht als kritisch einzustufen – 
anders als die Abhängigkeit von russischem Gas vor dem 
Angriff auf die Ukraine.

Des Weiteren könnte die stärkere Fokussierung auf 
Güter „made in EU“ auch solche Handelspartner negativ 
betreffen, mit denen die EU bislang gute und verlässliche 
Beziehungen pflegt.

Ein besseres Werkzeug gegen chinesische Wettbe-
werbsverzerrungen wären Ausgleichszölle. Zudem 
können vermehrt Resilienzkriterien herangezogen 
werden, die bei öffentlichen Ausschreibungen neben 
Qualität und Preis zusätzlich geopolitische Risiken oder 
Abhängigkeiten von einzelnen Drittstaaten berücksichti-
gen. Diese Kriterien sind flexibler und zielgenauer als die 
starren Vorgaben des IAA.

Positiv am Entwurf ist, dass die öffentliche Beschaf-
fung als Instrument zur Schaffung grüner Leitmärkte 
adressiert wird. Dies sendet ein Signal an Unternehmen, 
dass der Staat mit gutem Beispiel vorangeht und als 
erster Abnehmer für klimafreundlichere, aber derzeit 
noch teurere Grundstoffe auftritt.

Der Hebel der nachhaltigen öffentlichen Beschaffung 
ist allerdings je nach Sektor unterschiedlich stark. 
Während Zement nennenswert durch die öffentliche 
Hand nachgefragt wird, ist es bei Stahl, insbesondere 
dem emissionsintensiven Primärstahl, ein wesentlich 
kleinerer Anteil (Grafik):

Von den 149 Millionen Tonnen Stahl, die in der EU 
im Jahr 2019 nachgefragt wurden, entfielen nur rund 
16 Millionen Tonnen auf den Bezug durch die öffent- 

liche Hand – knapp 4 Millionen Tonnen davon hätten 
die IAA-Anforderungen erfüllen müssen.

Damit grüne Leitmärkte ein wirksamer Baustein der 
Industrietransformation werden können, muss daher 
auch die private Nachfrage in den Blick genommen 
werden. Flankiert werden müssen die Leitmärkte durch 
den zügigen Ausbau der Energieinfrastruktur und ein 
Förderinstrument zum Ausgleich von teureren, grünen 
Energieträgern.

Quellen: EU-Kommission, Eurostat, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Ab 2026: Zielwerte gemäß dem von der EU-Kommission 
vorgeschlagenen Industrial Accelerator Act

EU möchte Industriesektor ausbauen
Anteil der Industrie am Bruttoinlandsprodukt in der EU 
in Prozent
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Wenn ein Lehrer in der Altenpfle-
ge arbeitet, ein Kfz-Mechaniker als 
Installateur für Wärmepumpen oder 
ein Geisteswissenschaftler in der IT, 
dann liegt das nicht an einem 
Missverständnis im Bewerbungsge-
spräch, sondern an der bewussten 
Entscheidung für einen bestimmten 
Schritt: den Quereinstieg in einen 
anderen Beruf. 

Quer in den Job
Arbeitsmarkt. Viele Unternehmen in Deutschland beschäftigen Quereinsteiger. 
Die Erfahrungen mit den fachfremden Arbeitnehmern sind dabei fast durchge-
hend positiv. So sprechen einige Gründe dafür, diese Personen bei der Besetzung 
von offenen Stellen noch stärker zu berücksichtigen.

Dieser Weg kann nicht nur dem 
jeweiligen Arbeitnehmer neue 
Perspektiven eröffnen, er ist auch für 
Unternehmen eine gute Möglichkeit, 
ihre offenen Stellen zu besetzen. 
Entsprechend ist dies laut dem 
IW-Personalpanel in der Mehrzahl 
der Betriebe bereits Alltag:

Rund 61 Prozent der Unterneh-
men in Deutschland beschäftigen 

Quereinsteiger, weitere 4 Prozent 
planen dies.

Besonders verbreitet sind Quer-
einstiege in großen Unternehmen ab 
250 Mitarbeitern – in gut acht von 
zehn Betrieben dieser Größe arbei-
ten fachfremde Beschäftigte. Viele 
davon kommen aus dem Ausland: In 
rund 40 Prozent aller Unternehmen 
mit fachfremdem Personal arbeiten 
Menschen mit ausländischem 
Berufsabschluss, in den großen 
Unternehmen sind es sogar fast 
69 Prozent. 

Berufsabschlüsse spielen bei der 
Stellenbesetzung auch generell eine 
große Rolle (Grafik):

In drei Viertel der Unternehmen 
mit Quereinsteigern hat mindes-
tens eine dieser Personen eine 
abgeschlossene Berufsausbildung.

Gut ein Drittel der Firmen be-
schäftigt Personen ohne Ausbildung 
als Quereinsteiger, jeweils rund ein 
Viertel zählt Personen mit Fortbil-
dungs- oder Hochschulabschluss zur 
Belegschaft. Dass Akademiker unter 
den Quereinsteigern seltener 
vorkommen, dürfte schlicht daran 
liegen, dass ein Studium breitge- 
fächerte Kenntnisse und Kompeten-
zen vermittelt und eine Tätigkeit 
somit seltener als berufsfremd 
eingestuft wird, als es bei Berufsab-
schlüssen der Fall ist, da diese meist 

Quereinsteiger oft mit Berufsabschluss
In so viel Prozent der Unternehmen dieser Größe, die Quereinsteiger beschä�igen, 
arbeiten Quereinsteiger mit diesem Qualifikationsniveau

1 bis 49 Mitarbeiter  50 bis 249 Mitarbeiter Mehr als 249 Mitarbeiter 

Quellen: Institut der deutschen Wirtscha�, Kompetenzzentrum Fachkrä�esicherung   
© 2026 IW Medien / iwd

Quereinsteiger: Arbeitnehmer, die in einem Job arbeiten, für den sie keine passende Ausbildung bzw. Berufserfahrung haben
Befragung von 602 Unternehmen vom 17. Juli bis 30. August 2025 im Rahmen des IW-Personalpanels

Kein 
Berufsabschluss

Berufsab-
schluss

Fortbildungs-
abschluss

Hochschul-
abschluss

34,8 75,2 23,9 24,5

41,2 76,4 32,5 33,7

53,4 87,7 44,9 38,0
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zielgenau auf einen Einzelberuf 
vorbereiten. 

Aus Sicht der Unternehmen lohnt 
es sich, bei der Rekrutierung neuer 
Mitarbeiter über den Tellerrand 
hinauszuschauen – insgesamt 
berichten fast neun von zehn Betrie-
ben, die bereits Quereinsteiger 
beschäftigen, von guten Erfahrungen 
mit diesen. Rund drei Viertel geben 
an, entsprechende Arbeitnehmer 
würden ihre Belegschaft entlasten, 
gut zwei Drittel nehmen sie als 
besonders motiviert wahr. Dass 
Quereinsteiger innovative Ideen und 
neue Perspektiven mitbringen, 
bejaht rund die Hälfte. 

Um dieses Potenzial zu nutzen, 
greifen die Unternehmen den 
fachfremden Neuankömmlingen auf 
verschiedene Weise unter die Arme. 
Kleine und mittlere Unternehmen 
setzen vor allem auf die Einarbeitung 
durch Mentoren aus der eigenen 
Belegschaft, Großunternehmen 
übernehmen häufiger Weiterbil-
dungskosten oder unterstützen den 
berufsbegleitenden Erwerb von 
Teilqualifikationen. Am seltensten 
nutzen Unternehmen Partnerpro-
gramme zur Vermittlung und Vorqua-
lifizierung von Quereinsteigern –
wenn sie dies tun, bewerten sie ihre 
anschließende Erfahrung mit den 
Beschäftigten allerdings besonders 
positiv. 

Trotz der vielen Vorteile greifen 
aber längst nicht alle Unternehmen 
auf Quereinsteiger zurück. Das liegt 
am häufigsten am Jobprofil (Grafik):

Gut 34 Prozent der kleinen und 
42 Prozent der großen Unterneh-
men ohne Erfahrungen mit Quer-
einsteigern geben an, für sie keine 
geeigneten Einsatzbereiche zu 
haben.

Zwar sind einige Berufe wie Arzt, 
Anwalt oder Statiker reglementiert 
und Quereinstiege ohne den Nach-
weis entsprechender Abschlüsse 
nicht möglich. Da aber nur rund 

17 Prozent der kleinen und 31 Pro- 
zent der großen Unternehmen 
diesen Fall explizit nennen, ist eher 
davon auszugehen, dass viele Firmen 
die Chancen der Beschäftigung von 
Quereinsteigern schlicht noch nicht 
erkannt haben. 

Aufgrund des Fachkräftemangels 
wären grundsätzlich alle Unterneh-
men gut beraten, Stellenprofile 
flexibler zu gestalten und ihren Fokus 
stärker auf Kompetenzen zu legen, 
anstatt ausschließlich nach Bewer-
bern mit passgenauer Ausbildung zu 
suchen. Arbeitgeber sollten Querein-
stiege bewusst als Baustein einer 
langfristigen Personalstrategie 

betrachten und sie schon bei der 
Stellenausschreibung mitdenken, 
indem sie klar zwischen zwingend 
erforderlichen und entwickelbaren 
Fähigkeiten unterscheiden. Im 
Bewerbungsprozess können struktu-
rierte Arbeitsproben, Praxistage und 
klar definierte Interviewleitfäden 
dabei helfen, die Eignung der 
fachfremden Bewerber systematisch 
zu erfassen.

Quereinstiege: Die Hemmnisse der Unternehmen
So viel Prozent der Unternehmen dieser Größe ohne Erfahrungen mit Quereinsteigern 
stimmen diesen Aussagen zu

50 bis 249 Mitarbeiter1 bis 49 Mitarbeiter Mehr als 249 Mitarbeiter

Quellen: Institut der deutschen Wirtscha�, Kompetenzzentrum Fachkrä�esicherung 
© 2026 IW Medien / iwd

Quereinsteiger: Arbeitnehmer, die in einem Job arbeiten, für den sie keine passende Ausbildung bzw. Berufserfahrung haben
Befragung von 183 Unternehmen vom 17. Juli bis 30. August 2025 im Rahmen des IW-Personalpanels
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34,9
36,8
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25,9
30,5

19,3
11,9

7,9
8,3

42,1

Wir haben keine geeig-
neten Einsatzbereiche 
für Quereinsteiger

Unsere Berufe sind regle-
mentiert, daher sind 
Quereinstiege schwierig

Die Beschä�igung von 
Quereinsteigern wurde 
bislang nicht geprü�

Es ist unklar, für welche 
Berufsgruppen Querein-
steiger infrage kommen

Der zeitliche Aufwand, 
Quereinsteiger anzu-
lernen, ist zu hoch

Wir finden auch ohne 
Quereinsteiger ausrei-
chend Personal

KOFA-Studie 3/2026
Philip Herzer, Regina Flake, Paula Risius,  
Franziska Arndt: Quereinstiege als Erfolgs- 
modell? Erfahrungen von Unternehmen
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Sie gehören auf ihren Bikes 
mittlerweile fest zum Stadtbild: die 
Fahrer von Lieferdiensten. Und die 
EU hatte möglicherweise vor allem 
diese Gruppe im Blick, als sie im Jahr 
2024 die Richtlinie zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen in der 
Plattformarbeit verabschiedete. 
Denn die Konditionen, unter denen 
die Kuriere arbeiten, stehen immer 
wieder in der Kritik – oft steht der 
Verdacht der Scheinselbstständigkeit 
im Raum.

Die Richtlinie, die die Bundes- 
regierung noch 2026 in nationales 
Recht überführen muss, soll die 
soziale Absicherung der Personen, 
die für Online-Plattformen arbeiten, 
verbessern und gegen Scheinselbst-
ständigkeit vorgehen. Ein Kernele-
ment ist deshalb, dass für Plattform-
beschäftigte künftig ein abhängiges 
Beschäftigungsverhältnis unterstellt 
wird, wenn Indizien vorliegen, 
wonach der Plattformbetreiber die 
Tätigkeit kontrolliert und steuert. 
Dieser wäre in der Pflicht zu bewei-
sen, dass ein solches Beschäfti-
gungsverhältnis nicht vorliegt.

Die EU-Vorgaben sind allerdings 
problematisch. Zum einen ist der 
Begriff „Plattform“ sehr weit gefasst, 
sodass die Richtlinie neben Fahr- 
und Lieferdiensten auch heute noch 
gar nicht existierende Geschäfts- 
modelle erfassen könnte, bei denen 
gegebenenfalls gar keine Probleme 
hinsichtlich der sozialen Absicherung 
der Mitarbeiter bestehen.

Mit Augenmaß regulieren
Plattformarbeit. Deutschland muss noch in diesem Jahr eine EU-Richtlinie umsetzen, 
die die Arbeitsbedingungen von Plattformbeschäftigten verbessern soll. Dabei droht aller-
dings ein Übermaß an Regulierung, die Selbstständigkeit unnötig ausbremst.

Zum anderen lässt sich die 
Vermutung, Plattformbeschäftigte 
seien wie „klassische“ Arbeitnehmer 
weitgehend durch Weisungen der 
Plattformbetreiber gebunden, mit 
den vorliegenden empirischen Daten 
nicht erhärten (Grafik):

Mehr als drei von vier Beschäf-
tigten, die im Jahr 2022 in der EU 
und Norwegen für Plattformunter-
nehmen tätig waren, konnten ihre 
Arbeitszeit völlig frei wählen.

Zudem gab nur gut jeder fünfte 
Plattformbeschäftigte an, dass die 
Plattform selbst oder der Kunde den 
Preis für die erbrachte Leistung 
diktierten.

Diese Zahlen sprechen dafür, dass 
die Abhängigkeiten in der Plattform-
arbeit geringer sind, als es die 
EU-Richtlinie unterstellt, und die 
Menschen in diesem Bereich tatsäch-
lich oft selbstständig arbeiten. 
Deshalb muss die Bundesregierung 
bei der Umsetzung der Richtlinie 
darauf achten, nur die wirklich 
Schutzbedürftigen sozial besser 
abzusichern, den Selbstständigen 
aber den nötigen Freiraum zu lassen.

IW-Kurzbericht 37/2026
Holger Schäfer: Plattformarbeit –  
Neue Hürden für Selbstständige?

Plattformbeschäftigte 
haben viel Freiraum
So viel Prozent der Plattformbeschä�ig-
ten in der EU und Norwegen im Jahr 
2022 machten diese Angaben zu Arbeits-
zeit und Preissetzung

Quelle: Eurostat
© 2026 IW Medien / iwd

Arbeitszeit

Preise

Plattformbeschä�igte: Personen, die über eine Internet-
plattform oder App organisierte Dienstleistungen 
erbringen; Von dritter Seite festgelegte 
Preise: z. B. vom Staat oder durch Gebührenordnungen

Eigenständig oder von dritter 
Seite festgelegt

Vollkommen selbst bestimmt

Mit Plattform, App oder 
Kunde verhandelt
Preiskorridor von Plattform, 
App oder Kunde festgelegt
Durch Plattform, App oder 
Kunde festgelegt

Möglichkeit zur Anpassung 
im Rahmen von Vorgaben 
oder fremdbestimmt

75,3

24,7

21,4

61,4
7,8

9,5
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Um das Gleichgewicht zwischen 
den Ausgaben und den Einnahmen 
in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) wiederherzustellen, gibt 
es seit Anfang 2015 den Zusatzbei-
trag, der seit 2019 zu gleichen Teilen 
von Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern geschultert wird. 

Um die Höhe des Zusatzbeitrags 
zu ermitteln, kommt jedes Jahr der 
GKV-Schätzerkreis zusammen. Er 
prognostiziert für 2026 eine De-
ckungslücke von knapp 57 Milliarden 
Euro. Die ergibt sich, weil die Exper-
ten nur die Einnahmen aus dem all- 
gemeinen Beitragssatz in Höhe von 
14,6 Prozent berücksichtigen. Den 
zahlen die Mitglieder aller gesetz- 
lichen Krankenkassen. Da 1 Prozent-
punkt Beitragssatz rund 19,7 Milliar-
den Euro Einnahmen generiert, 
ergibt sich rechnerisch für das Jahr 
2026 ein erforderlicher Zusatzbei-
tragssatz in Höhe von 2,9 Prozent. 
Aktuell wären demnach im Schnitt 
17,5 Prozent des beitragspflichtigen 
Einkommens an die gesetzliche 
Krankenversicherung abzuführen.

Wie hoch der durchschnittlich 
gezahlte Zusatzbeitragssatz tatsäch-
lich ausfällt, ergibt sich aber erst aus 
der Gewichtung der kassenindividu-
ellen Sätze mit den jeweiligen 
Mitgliederzahlen. Legt man zum 
Beispiel die Daten des Portals 
krankenkasseninfo.de zugrunde, 
erhält man Angaben für 97,5 Prozent 
aller im März 2026 amtlich erfassten 
GKV-Mitglieder. Demnach fällt der 

Höchste Zeit für Reformen
Gesetzliche Krankenversicherung. Damit einzelne Krankenkassen ihre Defizite 
ausgleichen können, müssen deren Mitglieder einen Zusatzbeitrag zahlen. Dieser 
fällt, legt man die Daten des ersten Quartals zugrunde, 2026 höher aus als von 
Experten prognostiziert.

Zusatzbeitrag noch höher aus 
(Grafik):

Auf Basis der Daten für das erste 
Quartal 2026 beträgt der durch-
schnittliche Zusatzbeitragssatz für 
gesetzlich Krankenversicherte 
3,1 Prozent.

Schon im Vorjahr hatten die 
Experten des GKV-Schätzerkreises 
den tatsächlichen Wert um 0,4 Pro- 
zentpunkte unterschätzt. Das 
Problem dabei: Den Mitgliedern 
bleibt nicht nur weniger Netto vom 
Brutto. Auch die Arbeitgeber müssen 
einen höheren Anteil an dem gestie-
genen Beitrag zahlen. Das erhöht die 
Arbeitskosten und macht Beschäfti-
gung in Deutschland noch teurer.

Damit die Zusatzbelastung für die 
gesetzlich Krankenversicherten nicht 
weiter wächst, sollte die Bundesre-
gierung schnellstmöglich die geplan-
te Gesundheitsreform umsetzen. Die 
„FinanzKommission Gesundheit“ hat 
66 Einzelmaßnahmen vorgelegt, mit 
denen die Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenversicherung kurzfristig 
gesenkt und der Beitragssatz stabili-
siert werden können. Zeit für lange 
Diskussionen bleibt nicht, zumal die 
Koalition auch eine Anhebung der 
Beitragsbemessungsgrenze plant. 

Krankenversicherung: Zusatzbeitrag nochmals höher
So viel Prozent betrug bzw. beträgt der Zusatzbeitragssatz zur Krankenversicherung 
für sozialversicherungspflichtig Beschä�igte in Deutschland

Quellen: Bundesamt für Soziale Sicherung, krankenkasseninfo.de, Institut der deutschen Wirtscha�  
© 2026 IW Medien / iwd

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

1,1 1,3 1,3 1,6 1,7 2,5 2,9 3,12,9

Durchschnittlicher Satz gemäß den Daten des GKV-Schätzerkreises
Vom IW berechneter Satz auf Basis der bis Ende März des jeweiligen 
Jahres verfügbaren Daten

IW-Kurzbericht 33/2026
Jochen Pimpertz: Zusatzbeitragssatz der  
Krankenkassen bei 3,1 Prozent
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Es klingt zunächst mal wie eine gute Nachricht: Die 
Arbeitskräftelücke in den MINT-Berufen, also denen, die 
mit Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und 
Technik zu tun haben, ist weiter gesunken (Grafik):

Fehlten in Deutschland im April 2025 mehr als 
163.000 Personen in den MINT-Berufen, waren es im 
vergangenen April nur noch gut 141.000 Personen.

Die MINT-Lücke ist damit innerhalb eines Jahres um 
annähernd 14 Prozent geschrumpft. Allerdings hat die 

Langfristige Baustelle

Fachkräfte. Die Arbeitskräftelücke in Berufen mit Schwerpunkt in Mathema-
tik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik ist konjunkturbedingt weiter 
geschrumpft. Dennoch droht der Mangel an derartigen Fachkräften aufgrund des 
demografischen Wandels im kommenden Jahrzehnt wieder zuzunehmen. 

Entwicklung viel mit der schlechten Konjunktur in 
Deutschland und weniger mit großen Personalzuwäch-
sen zu tun. Daher lautet die nicht so gute Nachricht auch: 
Es gibt nach wie vor zu wenige MINT-Bewerber. 

Am größten sind die Engpässe mit knapp 50.000 un- 
besetzten Stellen in den Energie- und Elektroberufen, in 
der Metallverarbeitung und den Bauberufen mit jeweils 
rund 26.000 Jobs sowie in Berufen der Maschinen- und 
Fahrzeugtechnik, wo fast 23.000 Stellen rechnerisch 

Der bisherige MINT-Mangel     
So viele Personen mit diesem Qualifikationsniveau fehlten in Deutschland, um alle o�enen MINT-Stellen zu besetzen 

MINT-Experten MINT-Arbeitskrä�elücke insgesamt davon: MINT-Spezialisten MINT-Facharbeiter 

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Institut der deutschen Wirtscha�
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MINT-Experten: meist Akademiker; MINT-Spezialisten: meist Techniker und Meister; MINT-Facharbeiter: meist Ausbildungsabsolventen
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nicht besetzt werden können. Hinzu kommt: In den 
Berufen der Metallverarbeitung und in den Bauberufen 
sind die Engpässe innerhalb eines Jahres nicht kleiner 
geworden, sondern sogar gewachsen. 

Aufgrund des demografischen Wandels wird der 
Mangel an MINT-Beschäftigten zudem weiter fortbeste-
hen, insbesondere in den Facharbeiterberufen (Grafik):

Bis 2028 werden jedes Jahr fast 295.000 Fachkräfte 
im MINT-Bereich aus dem Berufsleben ausscheiden, 
das Gleiche gilt für jährlich annähernd 68.000 MINT- 
Akademiker.

Im kommenden Jahrzehnt ist aufgrund des demogra-
fischen Wandels mit deutlich zunehmenden Engpässen 
zu rechnen. Allein zwischen 2024 und 2034 droht deshalb 
die Beschäftigung in den MINT-Berufen um 1,8 Prozent 
abzunehmen, während die Beschäftigtenzahl im Jahr-
zehnt zuvor noch deutlich gestiegen war. 

Um den Mangel an MINT-Arbeitskräften zu mildern, 
braucht es sowohl direkte als auch langfristige Maßnah-
men. Zu den kurz- und mittelfristigen Möglichkeiten 
gehören:

	y Mehr Frauen für MINT-Berufe gewinnen. Besseres 
Feedback zu den Stärken der Schülerinnen in den 
MINT-Fächern kann dafür sorgen, dass Lehrkräfte, Eltern 
und die Mädchen selbst ihre Kenntnisse in Mathematik 
und Naturwissenschaften realistischer einschätzen – bis-
lang werden ihre Fähigkeiten in diesen Fächern nämlich 
häufig unterschätzt. Auch weibliche Role Models könnten 
helfen, dass sich mehr junge Frauen für MINT-Ausbildun-
gen und -Studiengänge interessieren.

	y Ein längerer Verbleib von älteren MINT-Beschäftig-
ten im Berufsleben. Dazu gehören Anreize für einen 
späteren Renteneintritt, sodass mehr Menschen zwi-
schen 65 und 69 Jahren im MINT-Bereich tätig bleiben. 
Spezielle Weiterbildungsprogramme für ältere MINT-Be-
schäftigte, die sich etwa um die digitale Transformation 
drehen, könnten diese länger im Berufsleben halten.

	y Die Potenziale der Zuwanderung besser nutzen. 
Politik und Wirtschaft sollten die Zuwanderung nach 
Deutschland zu Ausbildungszwecken weiter stärken, 
denn: Viele internationale Studenten aus MINT-Fächern 
arbeiten nach ihrem Abschluss in Deutschland in einem 
qualifikationsnahen Beruf. Begleitprogramme und 

Sprachkurse können den Studenten beim Übergang in 
den Arbeitsmarkt helfen. 

Langfristig lässt sich der MINT-Arbeitsmarkt durch 
eine bessere frühkindliche und schulische Bildung 
stärken. Es braucht mehr Betreuungsplätze, Sprach- und 
Leseförderungen für Kinder und Jugendliche, hochwerti-
ge Ganztagsangebote an den Schulen, gezielte Unterstüt-
zungsmaßnahmen für Schüler mit einem solchen Bedarf 
und mehr digitale Bildungsangebote. 

Quellen: Forschungsdatenzentrum der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder, Institut der deutschen Wirtscha�
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MINT: Mathematik, Informatik, Naturwissenscha�en und Technik
MINT-Fachkrä�e: meist Ausbildungsabsolventen

Der künftige MINT-Mangel
Jährlicher demografischer Ersatzbedarf an MINT-Arbeitskrä�en 
in Deutschland 
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Gutachten
Christina Anger, Julia Betz, Wido Geis-Thöne, Axel Plünnecke: 
MINT-Frühjahrsreport 2026 – Arbeitsmarktbericht
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Tonnen Erdbeeren ernteten die 
deutschen Landwirtschaftsbetriebe 
und Gärtner im Jahr 2025 – rund 
7 Prozent mehr als im Jahr zuvor. 
Fast zwei Drittel davon stammten aus 
dem Freilandanbau, meldet das Bun-
desministerium für Landwirtschaft, 
Ernährung und Heimat. Damit fiel 
die Freilandernte geringfügig höher 
aus als 2024, lag aber deutlich unter 
dem Durchschnitt der vergangenen 
zehn Jahre von 112.380 Tonnen. Das 
liegt auch daran, dass immer mehr 
Betriebe ihren Anbau vom Freiland 
in geschützte Folientunnel oder Ge-
wächshäuser verlagern. Während die 
ertragsfähigen Anbauflächen für Frei-
landerdbeeren seit dem Jahr 2013 
um fast die Hälfte auf 8.060 Hektar 
geschrumpft sind, wuchsen Erdbee-
ren im vergangenen Jahr auf etwa 
2.080 geschützten Hektar – ein Plus 
von 346 Prozent gegenüber 2013. 
Dabei profitieren die Landwirte von 
einem deutlich besseren Ertrag – 
mit 23 Tonnen pro Hektar war er im 
geschützten Anbau mehr als doppelt 
so hoch wie im Freilandanbau. 
Trotzdem reicht der heimische 
Anbau bei Weitem nicht aus, um den 
Erdbeerhunger der Bundesbürger 
zu stillen – der Selbstversorgungs-
grad lag im Wirtschaftsjahr 2024/25 
bei etwa 39 Prozent. So importierte 
Deutschland im vergangenen Jahr 
rund 133.000 Tonnen Erdbeeren – die 
meisten davon kamen aus Spanien, 
gefolgt von Griechenland und den 
Niederlanden.

Ein attraktiver Job, besseres Wetter, die Berge und das Meer: Es gibt viele 
Gründe, auszuwandern. Rund 3,8 Millionen Deutsche ab 15 Jahren sind 
diesen Schritt gegangen. Besonders beliebt ist die Schweiz, wo sich bis An- 
fang 2025 rund 330.000 deutsche Staatsbürger niedergelassen hatten. Damit 
bilden die Gummihälse, wie die Schweizer die im Land ansässigen Deutschen 
mitunter titulieren, nach den Italienern die zweitgrößte Ausländergruppe. 
Ebenfalls beliebt unter Auslandsdeutschen ist Österreich: Dort bilden die 
Bundesbürger mit knapp 240.000 die größte Gruppe ausländischer Staatsan-
gehöriger. Zudem wächst ihre Zahl in Österreich schneller als in der Schweiz. 
Von Anfang 2023 bis Anfang 2025 betrug das Plus an Auslandsdeutschen in 
Österreich 2,9 Prozent, in der Schweiz lag der Zuwachs bei 1,9 Prozent.

Top-Liste: Die Hotspots der 
Auslandsdeutschen

Zahl der Woche

128.400

Der Berg ruft
So viele Deutsche lebten Anfang 2025 in diesen europäischen Ländern

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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